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von Thomas Trenczek

Gesetzliche Mindest- und fachliche Qualitätsstandards

Vermi�lung strafrechtlich relevanter Konflikte

In diesem Beitrag wird im Hinblick auf einige Grundfragen 
(strafrechtliche Regelungen zum TOA, Geltungsbereich Me-
dia�onsgesetz, Relevanz der EU-Opferschutz-Richtlinie) an 
den bereits im He� 2/22, S. 45–48 veröffentlichten Beitrag 
anknüp�. Darauf au�auend werden hier nun die daraus fol-
genden Konsequenzen im Hinblick auf einige wesentliche 
fachliche Standards in der Vermi�lung strafrechtlich relevan-
ter Konflikte erläutert. Der Beitrag verdeutlicht dabei auch 
die enge Verknüpfung von rechtlichen und außerrechtlichen 
Aspekten und die Notwendigkeit zum inter- bzw. transdiszi-
plinären Denken. Er soll Mut machen, die gesetzlichen Min-
deststandards zum Anlass zu nehmen, ggf. darüber hinaus-
gehende, spezifische Qualitätsstandards für das Arbeitsfeld 
zu entwickeln.

1. Relevanz gesetzlicher Regelungen für fachliche Stan-
dards

Gesetzliche Regelungen normieren im Rechtsstaat die ohne 
Wenn und Aber einzuhaltenden Verhaltensregeln und Min-
deststandards. Leider scheint ein Teil der TOA-Praxis die in 
Deutschland für die Konfliktvermi�lung geltenden gesetzli-
chen Regelungen noch nicht hinreichend rezipiert zu haben 
(mitunter sogar geradezu störrisch zu ignorieren) oder diese  
als Bedrohung ihrer Vermi�lungspraxis anzusehen. Das ent-
spricht so gar nicht dem aus den Anfangsjahren bekannten, 
auf Qualitätssicherung und -entwicklung fokussierten Selbst-
verständnis der (damals noch stärker interdisziplinär geleb-
ten) TOA-Bewegung, zumal weder die (sozialpädagogische) 
Praxis im Rechtsstaat losgelöst von gesetzlichen Grundlagen 
agieren kann, noch Jurist:innen gesetzliche Regelungen ohne 
Bezug zu den außerrechtlichen (insb. kriminologischen, sozi-
alwissenscha�lichen/-pädagogischen) Erkenntnissen korrekt 
anwenden können. Wenn die gesetzlichen Regelungen – 
nicht selten ein im poli�schen Prozess gefundener Kompro-
miss – aus Sicht der Praxis und Fachverbände in fachlicher 
Hinsicht nicht ausreichend erscheinen, ist es legi�m, ja sinn-
voll, wenn über das gesetzliche Minimum hinausgehen-
de Qualitätsstands formuliert werden, deren Verbindlichkeit 
z. B. über eine Selbstverpflichtung eingefordert werden 
kann.1 Nicht zulässig ist es aber, die bestehenden gesetzli-
chen Normen nicht einzuhalten. Die zuletzt 2017 in 7. Aufla-
ge herausgegebenen sogenannten „TOA-Standards“ sind seit 
längerer Zeit nicht mehr überarbeitet worden und entspre-

chen nicht mehr der geltende Rechtslage. Solange sie nicht 
dem geltenden Recht entsprechen, sind sie als „Standards“ 
irreführend, ein darauf basierendes Gütesiegel ist wertlos. 

2. Rechtsquellen der norma�ven Mindeststandards 

2.1. Begriffsdefini�onen – notwendige Differenzierungen 

Im Hinblick auf gesetzliche Regelungen zum TOA und der 
Konfliktvermi�lung/Media�on gibt es zwar in Teilen der (so-
zialpädagogischen) Praxis mitunter (noch immer) unter-
schiedliche „Meinungen“, allerdings in der rechtswissen-
scha�lichen Diskussion und Rechtsprechung im Wesentli-
chen keinen Dissens. Das deutsche Recht unterscheidet die 
Begriffe:  

• Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) ist eine in den strafrechtli-
chen Vorschri�en (StGB, StPO, JGG) geregelte Rechtsfol-
ge (Verfahrens-/Strafzumessungsentscheidung bzw. 
Sank�on), die sich an eine zwischen den Beteiligten au-
ßerhalb des strafrechtlichen Verfahrens getroffene Kon-
fliktlösung/-regelung und (Ausgleichs-)Vereinbarung an-
schließen kann.2 

• Media�on ist ein Konfliktlösungsverfahren3 (§ 1 Abs. 1 
Media�onsG), in dem Konfliktparteien mit Unterstüt-
zung eines oder einer Dri�en (= Mediator:in) eigenver-
antwortlich eine einvernehmliche Beilegung ihres Kon-
flikts anstreben. 

Im Hinblick auf die Vermi�lung in strafrechtlich relevanten 
Konflikten überschneiden sich die Begriffskreise TOA und 
Media�on, sie sind aber nicht deckungsgleich und betreffen 
lediglich Teilaspekte des konzep�onell breiteren Begriffs der 
Restora�ve Jus�ce.4 

2.2. Regelungsbereiche des Strafrechts und des Media�-
onsrechts

Das Strafrecht regelt die strafrechtliche Relevanz einer zwi-
schen Tatbeteiligten (Beschuldigten und Geschädigten) ver-

1 Darüber hinaus können außerrechtliche, zunehmend akzep�erte 
Fachstandards für das Recht (z. B. im Rahmen der Auslegung unbes�mmter 
Rechtsbegriffe) durchaus Relevanz en�alten (vgl. Trenczek et al. 2024, Kap. 
I-3.3.2).

2  Hierzu Cornel/Trenczek 2024, Rn. 366 ff.; Kaspar et al. 2014, 7 f. und 55 ff.; 
Trenczek 2022a, 45 ff.

4  Hierzu ausführlich Trenczek 2022a.

3 Media�on ist ein Verfahren (§ 1 Abs. 1 Media�onsG), aber (ungeachtet 
mancher Meinungen) keine eigenständige Methode (zum Unterschied zwi-
schen Methode – Verfahren – Technik, vgl. Kre�/Müller 2008, 134 ff.). Die 
Mediator:innen handeln allerdings handwerklich „methodisch“, indem sie 
mit verschiedenen (Kommunika�ons-)Techniken  intervenieren (hierzu aus-
führlich die Beträge in Trenczek et al. 2017a, Teil 3).
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einbarten Ausgleichsleistung. Der konsensuale, friedens-
s��ende Ausgleich zwischen Beschuldigten und Geschädig-
ten/Opfern (sog. TOA) ist selbst kein Teil des Strafverfah-
rens,5 weshalb das Strafrecht keine Regelungen für das Ver-
fahren der Konfliktvermi�lung enthält.6 § 155b StPO regelt 
entgegen der missverständlichen Normüberschri� lediglich 
die Zulässigkeit der Fallverweisung, nicht aber das Aus-
gleichsverfahren bzw. die Konfliktvermi�lung als solche. 
Auch die landesrechtlichen Regelungen enthalten hierfür 
keine Regelungen.7

Weder das Strafrecht noch das Media�onsgesetz nimmt im 
Hinblick auf die Verfahren der Konfliktvermi�lung an irgend-
einer Stelle bes�mmte Anwendungsfelder von den Regelun-
gen des Media�onsG aus.8 Vielmehr liegt den Vorschri�en 
des Media�onsgesetzes ein funk�onaler Mediatorenbegriff 
zugrunde (§ 1 Abs. 2 Media�onsG), d. h. Vermi�ler:innen, 
die eine Media�on im Sinne des § 1 Abs. 1 Media�onsG ver-
einbart haben (hierzu s. 3.1) – und damit in aller Regel auch 
die Vermi�ler:innen der sog. TOA-Stellen (vgl. auch deren 
Selbstbeschreibungen oder die Sprachregelung in den sog. 
TOA-Standards) – unterliegen den norma�v-fachlichen Stan-
dards des Media�onsgesetzes, ganz egal wie das Verfahren 
(z. B. als TOA, Schlichtung, Vermi�lung, …) bezeichnet wird.9

Rich�g ist andererseits, dass das Media�onsG keine Rege-
lungen zum sog. Täter-Opfer-Ausgleich enthält, da es sich 
hierbei trotz der Nähe zur Konfliktvermi�lung um eine allein 
im Strafrecht geregelte Strafzumessung oder Rechtsfolgen-
entscheidung handelt (s. o. 1). 

3. Fachliche Standards der Konfliktvermi�lung im Einzel-
nen

Im Hinblick auf das Verfahren der Konfliktvermi�lung gelten 
für Mediator:innen in strafrechtlichen Konflikten ggf., (s. 3.1) 
dieselben Hinweis- und Verhaltenspflichten wie für Konflikt-
vermi�ler:innen in anderen Arbeitsfeldern, von denen nach-
folgend aus Platzgründen nur einige für die TOA-Ausgleichs-
praxis besonders relevante behandelt werden.10 Zwar berüh-

ren Verstöße gegen das Media�onsG grundsätzlich nicht das 
Strafverfahren (s. o. 2), sie können aber arbeits-, zivil- und 
ggf. strafrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen.  

3.1. Au�ragsklärung 

Zunächst müssen – vor allen anderen Fragen – der Au�rag 
und das Vorgehen der Vermi�ler:innen geklärt werden, insb. 
ob bzw. dass ein Media�onsverfahren im Sinne des § 1 Abs. 
1 Media�onsG durchgeführt wird. Zwar bezeichnen sich 
auch im strafrechtlichen Arbeitsfeld die allermeisten Anbie-
ter:innen von Vermi�lungsleistungen als Mediator:innen, al-
lerdings ist in der Regel den Konfliktbeteiligten, aber mitun-
ter auch manchen Vermi�ler:innen nicht bewusst, was ein 
Media�onsverfahren ist und welche Rechte und Pflichten 
sich daraus für die beteiligten Personen (Anbieter:innen und 
Nutzer:innen) ergeben.  

Nach § 2 Abs. 2 Media�onsG müssen sich die Mediator:in-
nen vergewissern, dass die Parteien die Grundsätze und den 
Ablauf des Vermi�lungsverfahrens verstanden haben (vgl. 
auch Art. 12 EOR). Die insoweit zur Verfügung gestellten In-
forma�onen sollen den Parteien eine fundierte Entschei-
dung darüber ermöglichen, ob sie überhaupt an dem Medi-
a�onsverfahren teilnehmen und ob dieses gerade auch mit 
dieser Person als Vermi�er:in sta�inden soll. Insoweit hat 
auch die Europäische Opferschutzrichtlinie vom 25.10.2012 
(im Folgenden EOR) wesentliche Vorgaben gemacht, insbe-
sondere für die Freiwilligkeit der Teilnahme (Art. 12 Abs. 1 
Buchst. a EOR) und die Vertraulichkeit der Kommunika�on 
(Art. 12 Abs. 1 Buchst. e EOR; s. u. 3.5).  

Im Hinblick auf die sogenannte Freiwilligkeit verlangt Art. 12 
Abs. 1 Buchst. a EOR ebenso wie § 2 Abs. 2 Media�onsG, 
dass die Parteien die Media�on jederzeit beenden können. 
Art. 12 Abs. 1 Buchst. b EOR enthält wie § 2 Abs. 6 Media�-
onsG Anforderungen bezüglich einer Au�lärung über die 
Abschlussvereinbarung und über die Verfahren zur Überwa-
chung der Einhaltung der Vereinbarung. 

3.2. Rolle und Aufgaben, Unabhängigkeit und Qualifika�on 
der Mediator:innen 

Hinsichtlich der Neutralität der Vermi�ler:innen formuliert 
Art. 12 EOR Anforderungen an den Schutz der Opfer vor se-
kundärer Vik�misierung und die umfassende Informa�on 
über den Ablauf und das mögliche Ergebnis einer Media�on. 
Dies bedingt, dass die Beteiligten auch über einen möglichen 
Einfluss auf die strafrechtliche Verfahrenserledigung, die 
Sank�on und sons�ge Rechtsfolgen aufzuklären sind, ohne 
eine individuelle Rechtsberatung durchzuführen. Vorschläge 

7  Insoweit handelt es sich zumeist um Richtlinien zur Auslegung der straf-
rechtlichen Regelungen, um Auflistungen als zuverlässig angesehener Aus-
gleichsstellen/Träger:innen, an die entsprechende Daten übermi�elt wer-
den dürfen, oder um Förderrichtlinien (vgl. z. B. Nds. TOA-Richtlinie, gem. 
RdErl. d. MJ u. d. MI v. 19.04.2016 – 4131-403 sowie die daran anschließen-
den Fördergrundsätze des Landes Nds. für die Durchführung des TOA im Er-
wachsenen-Strafrecht vom September 2017.
8  Vgl. BT-Drs. 17/5335, 11. Die ursprüngliche Inten�on des Jus�zministeri-
ums, die Konfliktvermi�lung in strafrechtlich relevanten Konflikten vom An-
wendungsbereich des Media�onsG auszunehmen, ist vom Gesetzgeber 
nicht umgesetzt worden; Trenczek 2022a, 47; vgl. Kaspar et al. 2014, 57; 
Kaspar 2015, 1642.

10  Hierzu Hartmann/Trenczek 2016, 330 ff.; ausführlich Greger et al. 2016; 
Trenczek et al. 2017, Kap. 5.19.3.

9  Trenczek 2022, 45 m.w.N.; ders. 2022b. 

6  Ebenso Kaspar et al. 2014, 8; Kaspar 2015, 1642.
5  So mi�lerweile auch das BMJ 2023.
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zur Konfliktlösung, Regelungsempfehlungen, (nicht nur 
rechtliche, sondern) Bewertungen (jedweder Art) der Stand-
punkte oder Lösungsop�onen sind mit der Funk�on der Me-
diator:innen unvereinbar.11 Für die Vermi�ler:innen in straf-
rechtlichen Konflikten gilt insoweit dasselbe wie für andere 
Mediator:innen. Weil aber in strafrechtlichen Konflikten auf-
grund der Fallzuweisung durch die Stra�us�z – anders als in 
zivilen Kontexten bzw. bei den sogenannten Selbstmelder:in-
nen – die Rollen der Beteiligten (hier das Opfer, dort der „Tä-
ter“ oder die „Täterin“) klar verteilt zu sein scheinen, müssen 
sich die Vermi�ler:innen ganz besonders um eigene Rollen-
klarheit, insbesondere die für das Media�onsverfahren we-
sentliche allparteiliche, media�ve Haltung12 bemühen. Medi-
ator:innen sind (ungeachtet des Arbeitsfeldes) weder Rich-
ter:innen noch Schlichter:innen, noch Erzieher:innen oder 
Resozialisierungshelfer:innen – sie dürfen es auch nicht sein. 
Sie sind aber auch keine Opferhelfer:innen, ungeachtet der 
Vik�misierungserfahrungen der Opfer, vielmehr ist ein für 
Beschuldigte und Geschädigte gleichermaßen gerecht wer-
dendes, besonders sensibles, Vorgehen erforderlich. Media-
tor:innen müssen nach § 1 Abs. 2 Media�onsG eine „unab-
hängige und neutrale Person“ sein. Einerseits geht es um die 
bereits oben genannte Allparteilichkeit, andererseits um die 
persönliche Unabhängigkeit von den Parteien sowie auch 
von ins�tu�onellen Zielen und Vorgaben. Bei in Organisa�-
onen/Ins�tu�onen angestellten Mediator:innen besteht 
(nicht nur bei strafrechtlich relevanten Konflikten) insoweit 
mitunter (bei jus�ziellen Sozialdiensten allerdings per se) das 
Problem im Hinblick auf ihre gesetzlichen Aufgaben (z. B. der 
Gerichtshilfe nach § 160 Abs. 3 S. 2, § 463d StPO), ihre ins�-
tu�onelle Weisungsgebundenheit bzw. von der Ins�tu�on 
vorgegebene Ergebnisziele (z. B. Fallerledigungszahlen, Eini-
gungsquoten etc.).13

Weder das Media�onsgesetz noch die EOR enthalten nähere 
Regelungen dazu, über welche (berufliche, akademische) 
Qualifika�on Mediator:innen verfügen müssen. Maßstab der 
EOR (Erwägung Nr. 61) ist, dass das Media�onsverfahren 
fachgerecht durchgeführt wird. Dies erfordert allerdings we-
der eine psycho-soziale Grundqualifika�on14 noch schließt 
dies bürgerscha�lich ak�ve/ehrenamtliche Mediator:innen 
aus. Soweit sie eine den Anforderungen des Media�onsge
setzes entsprechende Media�onsausbildung15 erfolgreich 

absolviert haben, erfüllen sie zumindest dann das formale 
Qualifika�onsniveau, wenn sie im Rahmen ihrer Ausbildung 
auch einen Schwerpunkt bzw. ein angemessenes Zusatzmo-
dul im Hinblick auf die Vermi�lung strafrechtlicher Konflikte 
vorweisen.16 

3.3. Verbot der Vor- und Nachbefassung 

Von besonderer Bedeutung ist das sogenannte Verbot der 
Vorbefassung (genauer: Vor-, Während- und Nach-Befas-
sung), damit Mediator:innen nicht in Gefahr geraten, ihre All-
parteilichkeit und das damit zusammenhängende Vertrauen 
der Parteien aufs Spiel zu setzen. Nach § 3 Abs. 2 Media�-
onsG darf nicht als Mediator:in tä�g werden, wer vor der 
Media�on in derselben Sache für eine Partei tä�g (gewesen) 
ist. Ebenso dürfen Mediator:innen nicht während oder nach 
der Media�on für eine Partei in derselben Sache tä�g wer-
den. Sie dürfen deshalb in dieser Streitsache nicht gleichzei-
�g in einem Beratungskontext zu den Parteien stehen. Hier-
bei ist es irrelevant, ob dieser eher psycho-sozialer, ökonomi-
scher oder rechtlicher Natur ist. Hierauf ist besonders zu ach-
ten, wenn die Mediator:innen in ihrer beruflichen Tä�gkeit 
nicht nur in Konflikten vermi�eln, sondern auch andere Bera-
tungsleistungen erbringen, wie das z. B. bei Gerichts- oder 
Bewährungshelfer:innen, Fachkrä�en der Jugendämter, 
Rechtsanwält:innen der Fall ist. Von „derselben Sache“ ist 
auszugehen, wenn der Media�on und der Beratung derselbe 
Lebenssachverhalt zugrunde liegt.17 

In diesen Fällen scheidet die Übernahme einer Vermi�lungs-
tä�gkeit aus – und zwar unabhängig von der Zus�mmung der 
Parteien. Die Tä�gkeitsuntersagung gilt grundsätzlich auch 
für eine Kollegin oder einen Kollegen einer funk�onellen Ein-
heit (z. B. Gerichts- und Bewährungshilfe, Abteilung des Ju-
gendamts, Bürogemeinscha�, Sozietät). Nur besteht inso-
weit nach § 3 Abs. 4 Media�onsG eine Ausnahmemöglich-
keit, wenn sich die betroffenen Parteien im Einzelfall nach 
umfassender Informa�on damit einverstanden erklärt haben 
und Belange der Rechtspflege dem nicht entgegenstehen. 
Die Allparteilichkeit in der Vermi�lung muss durch entspre-
chende organisatorische Rahmenbedingungen unterstützt 
werden. Die Vermi�lung in strafrechtlich relevanten Konflik-
ten sollte deshalb innerhalb einer Einrichtung/Ins�tu�on 
eine eigenständige, klar umrissene Aufgabe sein.  

Von dem Vorbefassungsverbot zu unterscheiden ist, dass die 
Pflicht zur Neutralität und Allparteilichkeit (s. 3.2) auch ge-
bietet, jeden Anschein einer Befangenheit der Mediator:in-

12  Hierzu Trenczek 2016.
13  Greger et al. 2016 § 3 Rn 16 u. 20
14 Eine besondere psycho-soziale Betreuung von Opfern, die eine einschlägi-
ge akademische Vorbildung nahelegt, ist lediglich in Art. 9 EOR für Opferun-
terstützungsdienste angesprochen, wobei EOR-Erwägung 39 klarstellt, dass 
auch Opferunterstützungsdienste nicht verpflichtet sind, selbst umfassende 
spezialisierte Fachkompetenz zur Verfügung zu stellen.
15  Nach der aktuellen zum 01.03.2024 in Kra� getreten Fassung der Zer�fi-
zierte-Mediatoren-Ausbildungsverordnung (ZMediatAusbV) ist dies zumin-
dest eine (Grund-)Ausbildung von 130 Stunden. Demgegenüber erwarten 
die Media�onsverbände für bei ihnen zer�fizierte Mediator:innen ebenso 

wie das Gütesiegel des Qualitätsverbunds Media�on eine (Voll-)Ausbildung 
von mindestens 210 Stunden.
16  Zum Für und Wider des Ehrenamts im RJ-Arbeitsfeld s. o. die Beiträge im 
TOA-Magazin Nr. 2/2016 (insb. Chris�e 2016). 
17  Greger et al. 2016 § 3 Rn 51.

11 Ebenso Greger et al. 2016 § 3 Rn 41; vgl. Kaspar 2015, 1642.
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nen zu vermeiden. Dieses Gebots der Lauterkeit, Unpartei-
lichkeit und Fairness von Funk�onsträger:innen ist – auch 
wenn es nicht (nochmals) explizit wie im Verwaltungs- oder 
Gerichtsverfahren geregelt ist – Teil des Rechtsstaatsprinzips 
(Art. 20 Abs. 3 GG) in der Bundesrepublik Deutschland. Das 
Vorbefassungsverbot bezogen auf dieselbe Streitsache ist 
enger gefasst, der Anschein der Befangenheit kann demge-
genüber schon vorliegen, wenn Mediator:innen eine:n der 
Konfliktbeteiligten in einem anderen (Konflikt-)Fall beraten, 
betreut oder mit ihm/ihr Kontakt gehabt hat. Im Arbeitsfeld 
der Media�on wird dies in der Regel im Hinblick auf die sog. 
betriebs-/konzerninternen Mediator:innen thema�siert, im 
Hinblick auf die Beratungs- und Betreuungsaufgaben der so-
zialen Dienste der Jus�z, aber auch der Jugend- und der Op-
ferhilfe, liegt der Anschein der Befangenheit schon dann vor, 
wenn die Fachkra� eine der Parteien im Rahmen ihrer „nor-
malen“ Fallarbeit betreut (hat). Ob diese befangen ist bzw. 
sich für befangen hält oder nicht, ist irrelevant, allein der An-
schein (in den Augen Dri�er) soll vermieden werden. Media-
tor:innen müssen den Verfahrensbeteiligten alle Gründe 
offenlegen, die schon den Anschein einer Befangenheit aus-
lösen könnten. Ist dies erfolgt und s�mmen die Parteien in 
deren Kenntnis zu und sieht sich der/die Mediator:in trotz al-
lem in der Lage, das Verfahren allparteilich durchzuführen, 
so ist dies nicht rechtswidrig. Verantwortungsbewusste Me-
diator:innen werden sich insoweit in einem gesteigerten 
Maße prüfen und den Fall in der Regel an einen Kollegen 
oder eine Kollegin abgeben. 

3.4. Einzelgespräche 

Im Hinblick auf die RJ-Idee steht der par�zipa�v-kommunika-
�ve Prozess der Konfliktklärung und -bewäl�gung im Vorder-
grund. Im Idealfall geschieht das durch die direkte Kommuni-
ka�on der Betroffenen in einem gemeinsamen Ausgleichsge-
spräch, welches durch allparteiliche Mediator:innen geleitet 
wird.18 Mitunter kann auch die indirekte Vermi�lung infrage 
kommen. Entscheidend sind insoweit vor allem die Interes-
sen der betroffenen Opfer (s. Art. 12 Abs. 1 EOR). Deshalb ist 
vor der Vermi�lung in strafrechtlichen Konflikten – anders 
als in zivilrechtlichen Strei�ällen – die Einladung zu einem 
vorausgehenden Einzelgespräch üblich. Solche Vor-Gesprä-
che sind auch ohne Kenntnis bzw. Zus�mmung der anderen 
Partei unproblema�sch, solange nur allgemein über die 
Möglichkeiten und Ablauf eines Media�onsverfahrens infor-
miert und die Streitsache nicht inhaltlich behandelt wird. 

Darüber hinaus dürfen allerdings Einzelgespräche, in denen 
der Konflikt in der Sache behandelt wird, nur im allsei�gen 
Einverständnis durchgeführt werden (§ 2 Abs. 3 Media�-
onsG), welches gegebenenfalls vorab eingeholt werden 
kann. Eine andere Möglichkeit ist, die Vorgespräche nicht 
von den später mediierenden Fachkrä�en, sondern von an-
deren Personen (in den angelsächsischen Ländern spricht 
man hier häufig von „intake-officer“) durchzuführen, um die 
Parteien zu informieren, Fragen und ihre Teilnahmebereit-
scha� zu einem Media�onsverfahren zu klären. 

3.5. Datenschutz und Vertraulichkeit 

Der Datenschutz und die Vertraulichkeit (§ 4 Media�onsG) 
müssen bei der Konfliktvermi�lung in strafrechtlichen Kon-
flikten genauso wie in den sons�gen Arbeitsfeldern der Me-
dia�on gewahrt werden.19 Die Inhalte der Gespräche werden 
und dürfen nicht und das inhaltliche Ergebnis nur mit aus-
drücklicher Zus�mmung der Beteiligten an die Stra�us�z zu-
rückgemeldet werden. Die mit Hinweis auf § 155b Abs. 2 S. 
3 StPO mitunter behauptete Berichtspflicht erstreckt sich 
nicht auf den Inhalt der Media�onsgespräche, sondern – wie 
gegenüber jedem/jeder Fallzuweiser:in/Au�raggeber:in in 
anderen Media�onsfeldern auch – allein auf die Tatsache, ob 
und gegebenenfalls mit welchem Ergebnis das Verfahren be-
endet wurde. Darüber hinaus bedarf die Datenweitergabe 
ebenso schon wie die Datenerhebung und -nutzung der Ein-
willigung der Konfliktparteien.20 

Für Mediator:innen in strafrechtlichen Konflikten gilt im Üb-
rigen ebenso wie in zivilen Konflikten die Verschwiegenheits-
pflicht (§ 4 Media�onsG), die über § 203 StGB auch straf-
rechtlich abgesichert ist. Die Verschwiegenheitspflicht korre-
spondiert mit dem Zeugnisverweigerungsrecht nach § 383 
Abs. 1 Nr. 6 ZPO (§ 46 Abs. 2 ArbGG, § 29 Abs. 2 FamFG, § 98 
VwGO, § 118 Abs. 1 SGG). Im Strafprozess dürfen allerdings 
nur bes�mmte in § 53 Abs. 1 StPO genannte Berufsgruppen 
das Zeugnis verweigern und auch nur über das, was ihnen in 
ihrer Eigenscha� insbesondere als Rechtsanwalt oder -an-
wäl�n, Seelsorger:in oder Sozialarbeiter:in in der Schwan-
gerscha�skonflikt- bzw. Suchtberatung anvertraut worden 
bzw. bekannt geworden ist. Werden sie als Mediator:innen 
tä�g (ob in strafrechtlichen Konflikten oder zivilrechtlichen 
ist irrelevant), ist das nicht (zwingend) der Fall. 

18  Für die Anerkennung der Wiedergutmachungsvereinbarung als TOA 
durch die Stra�us�z im Rahmen ihrer Verfahrens- bzw. Sank�onsentschei-
dung ist aber eine Konfliktvermi�lung durch eine dri�e Person oder der di-
rekte Kontakt zwischen Beschuldigten und Opfern nicht erforderlich (vgl. 
BGH 31.05.2002 - 2 StR 73/02, Rn. 27). 

19  Weitere Personen, die nicht unmi�elbar Partei, d. h. Konfliktprotagonis-
ten, sind (sog. „Dri�e“) können am Media�onsverfahren nur mit Zus�m-
mung aller Parteien in die Media�on einbezogen werden (§ 2 Abs. 4 Media-
�onsG). Freilich ist es möglich und entspricht der RJ-Konzep�on, beide/alle 
Konfliktparteien zu ermu�gen, Unterstützer (Familienangehörige, Freunde 
und Freundinnen) zum gemeinsamen Vermi�lungsgespräch mitzubringen, 
über deren Teilnahme allerdings Einvernehmen hergestellt werden muss. 
20  Vgl. BT-Drs. 14/1928, 9. Cornel/Trenczek 2024, Kap. 6.4, Rn. 381. 
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Die Verpflichtungen des sozialrechtlichen Datenschutzes, 
aus denen sich gegebenenfalls ein Zeugnisverweigerungs-
recht ergeben kann, gelten nur für die im SGB geregelten Ar-
beitsfelder.21 Über ein genuin strafprozessuales Zeugnisver-
weigerungsrecht verfügen Mediator:innen bislang nicht. 
Prof. Johannes Kaspar kri�siert dies als „eine schwer zu 
rech�er�gende Ungleichbehandlung der verschiedenen 
Gruppen von Mediator:innen und zugleich eine Vertraulich-
keitslücke, die de lege ferenda geschlossen werden sollte.22 

4. Ausblick 

Die nach der derzei�gen Rechtslage juris�sch nicht mehr 
ernstha� bestri�ene Geltung des Media�onsG und der dort 
geregelten Verhaltensstandards für die Vermi�lung in straf-
rechtlich relevanten Konflikten sollte als Herausforderung 
und Chance für eine Qualitätssteigerung der (TOA- und 
RJ-)Praxis angesehen werden. Deshalb sollten die sogenann-
ten TOA-Standards zeitnah den gesetzlichen Regelungen an-
gepasst und gegebenenfalls darauf au�auend darüber hin-
ausgehende (nicht dem Media�onsG widersprechende), 
spezifische Qualitätsstandards für die Vermi�lung in straf-
rechtlich relevanten Konflikten erarbeitet werden. Es wäre 
erfreulich, wenn die Erläuterung einiger wesentlicher Ver-
haltenspflichten von Mediator:innen als Unterstützung und 
Ansporn gesehen wird, es jeden Tag ein wenig besser zu ma-
chen. Denn besser, geht immer.
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